
Die Kritik der Alternativen an einer derartigen
Vereinnahmungsstrategie verweist auf das Ziel ei-
ner engagierten Selbsthilfe gegen das System,
neue Formen und Qualitäten gegenseitiger Hilfe
zu proben. Die Funktionalisierung zu einer sy-
stemkonformen Lückenbüßerrolle sei vorgezeich-
net34). Dieses Risiko ist auch durch die Mitbe-
stimmung in der Sozialgemeinde nicht gänzlich
aufgehoben, sollte jedoch durch die Chance, ei-
gene Reformvorstellungen durchzusetzen, in
Kauf zu nehmen sein35).
Aus dieser Position lassen sich zudem Kontroll-
und Sanktionsmöglichkeiten den professionellen
Anbietern und Experten gegenüber entwickeln,
deren Kooperationsbereitschaft sich deutlich he-
ben ließe. Damit wäre ein wesentlicher Schritt in
Richtung einer bedarfsgerechten Versorgung ge-
tan. Verbesserte Transparenz, Rückkoppelung
und gemeinsame Diskussion der Ergebnisse medi-
zinischer und sozialer Therapien ließen auch die
sattsam bekannten, aber reformresistenten Aus-
wüchse des heutigen Medizinbetriebs wie Über-
medikation, Medikamenteninßation oder Dreh-
türpsychiatrie, um nur einige Schlagworte zu nen-
nen, nicht verschont. Das ersetzt zwar keine
Strukturreform, wie Bäcker und andere gewerk-
schaftlich orientierte Sozialpolitiker sie for-
dern ), ist36 vielmehr ein wesentlicher erster Schritt
dazu, der andere erleichtert. Die vielen gescheiter-
ten Versuche einer Reform von oben zeigen die
Notwendigkeit einer Gegenmachtbildung vor Ort.
Erst mit diesem Rückhalt an der Basis der Versi-
cherten lassen sich strukturelle Veränderungen
des Honorierungssystems oder die Verzahnung
von ambulanter und stationärer Versorgung ge-
gen die Interessen der organisierten Anbieterver-
bände durchsetzen.
Wie läßt sich die im Prinzip berechtigte Skepsis
der Gewerkschaftsbewegung gegenüber der gerin-
gen Verbreitung, Verläßlichkeit, Dauerhaftigkeit
und Verbindlichkeit kollektiver Selbsthilfe begeg-
nen? Eine Garantie der weiteren Ausbreitung und
der Überlebenskraft dieser sozialen Bewegung
läßt sich heute nicht abgeben. Mit einer geschätz-
ten Zahl von 10000 bis 20000 Gruppen ist die
derzeitige Bedeutung noch gering anzusetzen.
Von daher ist die sozialstaatliche Letztverantwor-

tung und das durch sie garantierte professionelle
Leistungsangebot unverzichtbar. Das Potential
der Selbsthilfe, zu einer breiten Bewegung zu wer-
den, ist vorhanden. Eine stärker in die sozialpoli-
tische Mitverantwortung gestellte Selbsthilfe
könnte die „kritische Masse“ erreichen helfen,
nach der die Bewegung zu einem Selbstläufer
wird, überall örtlich präsent sein kann, schichten-
spezifische Selektion abstreift37 ) und auch genü-
gend personelle Regenerationskraft besitzt, um
die zu Recht eingeforderte Permanenz und Ver-
läßlichkeit zu garantieren.

These 8: Nicht die Selbsthilfebewegung ist verant-
wortlich für die relativ geringe Arbeitsplatz-
zunahme im Bereich sozialer und gesundheitlicher
Dienste.

Mit der Einführung und dem Ausbau des Systems
sozialer Sicherheit in den letzten hundert Jahren
ging immer auch ein begrenzter Anstieg an sozia-
len Diensten einher. Die Zuwachsraten bei den
monetären (Einkommens-)Transferleistungen la-
gen jedoch durchweg höher. Erst in den späten
sechziger Jahren ließ sich eine eigentlich expan-
sive Entwicklung beobachten. Dies war zum einen
auf einen sozialpolitischen Paradigmawechsel zu-
rückzuführen, durch den die ökonomistische Ver-
engung der wissenschaftlichen Sozialpolitik auf-
gebrochen und ein auch an immateriellen Wer-
ten orientiertes Lebenslage- (Lebensqualitäts-)
konzept in der Tradition Gerhard Weissers fort-
entwickelt wurde. Zum anderen, jedoch eng damit
verbunden, hatten sich neue „Helfer“-Berufsgrup-
pen (Sozialarbeiter, Psychologen, Sozialwissen-
schaftler) konstituiert, die auf eine Erschließung
von Berufsfeldern drängten. Die praktische (So-
zial-)Politik nahm diese Anregungen auf. Soziale
Problemfelder sollten über ein umfangreiches
Sozialindikatorensystem (SPES-Projekt) erkannt,
immaterielle Lebenslagedefizite über adäquate
Handlungsansätze beseitigt werden. Dazu zählten
das Programm zur Humanisierung der Arbeit,
aber auch der Ausbau sozialer Dienste, die Le-
benslageschwächen von Problemgruppen kom-
pensieren oder mildem sollten.
Die weitere kostenträchtige Entwicklung und ihre
strukturellen Ursachen sind unter der These 5
skizziert worden. Dabei dürfte deutlich geworden
sein, daß eine unbegrenzte weitere Expansion der
sozialen und gesundheitlichen Dienste weder fi-
nanzierbar ist, noch den Bedürfnissen der Betrof-
fenen entspricht. Die bisherige arbeitsmarkt- und
sozialpolitische Position der Gewerkschaften in



dieser Frage muß daher von ihnen überprüft wer-
den, will man zu einer realistischen und zukunfts-
weisenden Konzeption gelangen.

Nicht die Selbsthilfebewegung ist für die rückläu-
figen Beschäftigungschancen — genauer: für das
nur noch relativ geringe mögliche Arbeitsplatz-
wachstum — im sozialen Dienstleistungsbereich,
geschweige denn für den Sozialabbau verantwort-
lich. Die versteckte Schuldzuweisung, daß der
staatliche Rückgriff auf ihre Fach- und Laienhil-
fekapazitäten die Reprivatisierung und Leistungs-
einschränkung erst ermöglicht, verwischt die Ver-
antwortlichkeiten und verkennt, daß hier zum
Teil ökonomische Notlagen der Selbsthilfegrup-
pen, vor allem aber derjenigen alternativen öko-
nomischen Betriebe, deren Aktivitäten im sozia-
len Dienstleistungsbereich liegen, ausgenutzt wer-
den.

Wie die bisherigen Überlegungen gezeigt haben,
gibt es gute Gründe, anzunehmen, daß gerade die

Selbsthilfebewegung im gesundheitlichen und so-
zialen Bereich Produktivitätsreserven erschließt,
wenn ihre Einbindung in ein kommunales Selbst-
verwaltungs- und Versorgungssystem nach Art
der Sozialgemeinde gelingt. Die so eintretende
Entlastung muß zum Ausbau professioneller
Dienste vor allem im ambulanten Bereich genutzt
werden, die ihrerseits solidarische Selbsthilfe ini-
tiieren und fachlich begleiten. Dieser positive ar-
beitsmarktpolitische Effekt kann sicher nicht als
wesentlicher Beitrag zur Lösung der drängenden
Beschäftigungsprobleme verstanden werden, zu-
mal damit Freisetzungseffekte im industriellen
Komplex des Gesundheitswesens einhergehen
werden38). Die Massenarbeitslosigkeit ist mit
anderen Mitteln zu bekämpfen. Der Trend zur
Selbsthilfe- und Do-it-yourself-Freizeitgesell-
schaft, wie ihn Gershuny prognostiziert, mit einer
begleitenden Infrastruktur an (offiziellen und
schattenwirtschaftlichen) professionellen Dien-
sten, bietet da wenig hoffnungsvolle Ansätze.

10 Thesen zur Soziologie eines unvermittelten Phäno-
mens, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung, 1980(2), S. 153 ff.

40) Trotz optimistischer Überschrift wird dies durch die
Analyse von P.Gottian/M.Kück, Modell Berlin:
10 000 neue Arbeitsplätze im Selbsthilfe- und Alternativ-
bereich, in: M. Bolle/P. Grottian (Hrsg.), Arbeit schaf-
fen — jetzt! Reinbek 1983, S. 128, im Kern bestätigt.
41) Vgl. R. Heinze, Beschäftigungspolitische Möglich-
keiten des „informellen“ Sektors, in: M. Bolle/P. Grot-
tian (Anm. 40), S. 116 ff.

Alternative ökonomische Betriebe

Auch bei der Diskussion der arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Problematik der alternativen
ökonomischen Betriebe müssen wir uns mit weni-
gen Thesen zu den wichtigsten Aspekten begnü-
gen.

These 9: Die alternativen ökonomischen Betriebe
treten — beschäftigungspolitisch gesehen — nur
„Trampelpfade durch das Dickicht der Arbeitslo-
sigkeit“.

Die Überwindung der Resignation in der Krise,
die Stärkung unternehmerischer Innovations- und
Risikobereitschaft, schafft nach der Theorie lan-
ger Wellen die Voraussetzung für einen säkularen
Aufschwung. Die erfolgreichen „neuen Selbstän-
digen“ 39 ), seien sie gewinnorientiert oder alterna-
tiv, werden mit dem politökonomischen System
versöhnt. Was ist mit den weniger Erfolgreichen?

Entgegen allen optimistischen Beschwörungen
gibt es nicht genügend neue Nischen, die von den
Großunternehmen gelassen werden und ein aus-
kömmliches Einkommen für alternative ökono-

mische Betriebe sichern40). Die vorhandenen
Plätze sind vom traditionellen Mittelstand be-
setzt; ob eine Wettbewerbsintensivierung hier die
Innovationsbereitschaft fördert, sei dahingestellt.
Die Innovationschancen für kleine und mittlere
Betriebe werden davon nicht vermehrt und auch
heute schon gut genutzt, Niederkonkurrierung
durch erzwungene Selbstausbeutung ist kein
neues Phänomen, führt nicht zu zusätzlichen selb-
ständigen Existenzen und eher zu einer Abnahme
von Arbeitsplätzen.
Die Mehrzahl der alternativen ökonomischen Be-
triebe ist heute im sozialen Dienstleistungsbereich
angesiedelt41). Das ist zwar ein Ausdruck der
mangelhaften Versorgungslage, aber nach der bis-
herigen Analyse offensichtlich kein Feld kosten-
deckender oder gar gewinnbringender Betäti-
gung. Tatsächlich findet man ein sehr breites
Spektrum an Finanzierungsformen. Dabei domi-
nieren direkte Subventionen durch kommunale
Haushalte (bekanntester Vorreiter war der Sozial-
senat Berlin) und indirekte Subvention über das
System sozialer Sicherung (Projektmitarbeiter er-



halten z. B. Sozialhilfe, ABM oder Arbeitslosen-
unterstützung), während Spenden oder Mitglieds-
beiträge (Beispiel: Netzwerk Selbsthilfe) sowie
Verkaufserlöse — da die Leistungen oft unentgelt-
lich oder gegen geringe Gebühren abgegeben wer-
den (müssen) — nur von zweitrangiger Bedeutung
sind.

Im Gegensatz zu den relativ optimistischen Ein-
schätzungen der EG, der OECD sowie von Bund
und Länderregierungen, die allesamt Mitte der
achtziger Jahre die regionalen Beschäftigungs-
initiativen „entdeckt“ haben und Beratungen und
finanzielle Mittel als Starthilfe anbieten, werden
die Initiativen im sozialen Dienstleistungsbereich
immer auf öffentliche Subventionen angewiesen
bleiben ). Es sei denn, daß die Privatisierung so42 -
zialer Dienstleistungen mit ihren fatalen vertei-
lungspolitischen Konsequenzen wirklich voran-
getrieben werden sollte. Aber auch dann wird es
per Saldo einen negativen Beschäftigungseffekt
geben, da größere Einsparungen bei anderen Ein-
richtungen das eigentliche Ziel dieser allokativen
Neudisponierung sein dürften. Daß zudem Selbst-
ausbeutung in Form dürftiger Ausstattung oder
untertariflicher Bezahlung ein vom öffentlichen
Geldgeber eingeplanter Regelfall werden kann,
um so Kosten einzusparen, ist ebenfalls eine von
den Gewerkschaften befürchtete Tendenz43 ).

Treten die lokalen Beschäftigungsinitiativen als
subventionierte Konkurrenz gegen Klein- und
Mittelbetriebe an, so sind Verdrängungsprozesse,
Arbeitsplatzabbau und Arbeitsintensivierung
wahrscheinlich. Der Weg in die unbesetzten Ni-
schen, die innovativ erschlossen werden sollen, ist
also beschäftigungspolitisch nur als „Trampel-
pfad“ einzuschätzen, wie Meißner und Zinn zu
Recht befinden44 ).

These 10: Alternative ökonomische Betriebe sind
nach allen Erfahrungen in einer Marktwirtschaft
Transformationsgesetzlichkeiten hin zu erwerbs-
wirtschaftlich-gewinnorientiertem Handeln ausge-
setzt.

Unabhängig von der Rechtsform der alternativen
Betriebe — seien es private Vereine, eingetragene
Genossenschaften, GmbHs oder Gesellschaften
in kommunaler Trägerschaft — sind die Gründer
und Mitglieder in der ersten Phase eher bedarfs-
wirtschaftlich und zum Teil auch gemeinwirt-

schaftlich orientiert45 ). Dies auf den gesamtgesell-
schaftlichen Wertwandel zurückzuführen, ist si-
cher nicht ganz korrekt. Die Gründung von be-
darfswirtschaftlich orientierten Betrieben — Ge-
nossenschaften im sozialökonomischen Sinne —
hat faktisch immer stattgefunden, nur fehlte es an
der öffentlichen Aufmerksamkeit. Allerdings läßt
sich im Zuge der verschärften Probleme auf dem
Arbeitsmarkt eine neue „Welle“ von Neugrün-
dungen und eine entsprechende Reaktion der Me-
dien darauf registrieren. Untersuchungen der
OECD, die zu dem Vorschlag eines Aktionspro-
gramms für lokale Beschäftigungsinitiativen ge-
führt haben 46 ), zeigen, daß eine zunehmende Zahl
der Neugründungen in der Krise schon von vorn-
herein primär erwerbswirtschaftlich motiviert ist.
Damit zählt so mancher der „neuen“ Selbständi-
gen eigentlich zum „alten“ Mittelstand.
Wie Oppenheimer schon 1896 für die Produktiv-
genossenschaften diagnostizierte, waren die mei-
sten von ihnen zum Scheitern verurteilt, und die
wenigen Ausnahmen überlebten nur durch mas-
sive Anpassung an die erwerbswirtschaftlich dis-
ponierende Konkurrenz. Diese leidvolle Erfah-
rung des Wertwandels — der Konvergenz zu
marktwirtschaftlich-gewinnorientiertem Handeln
— durchzieht die Geschichte der Gemeinwirt-
schaft bis heute. Das gemeinwirtschaftliche Para-
dox — je erfolgreicher ein Unternehmer auf dem
Markt agiert, um so eher droht der Verlust ge-
meinwirtschaftlicher Orientierung — werden
trotz des gesellschaftlichen Wertwandels auch
viele der neuen alternativen ökonomischen Be-
triebe erfahren47).

These 11: Mangelhafte ökonomische und soziale
Sicherung kennzeichnet die Lebenslage vieler Mit-
arbeiter alternativer Betriebe und Projekte.

Was längst anhand von Einzelfallstudien vermu-
tet wurde, ist durch eine empirische Untersuchung
nunmehr bestätigt worden ). In alternativen Pro48 -



jekten kumulieren sich sozialökonomische und
-politische Probleme. Niedriger Lohnsatz, geringe
wöchentliche Arbeitszeit und unstetige Beschäfti-
gung führen aufgrund der Konstruktionsmerk-
male des Systems sozialer Sicherheit zu erhebli-
chen Deckungslücken und geringen Anwartschaf-
ten bei der Alters- und Invalidenversicherung
(Gesetzliche Rentenversicherung). In der stärker
bedarfsorientierten Gesetzlichen Krankenversi-
cherung, die einen breiteren Personenkreis
pflichtversichert, treten demgegenüber nur par-
tiell Versorgungslücken auf49). Will man der Ge-
fahr begegnen, daß es unter dem Druck der Mas-
senarbeitslosigkeit zu einer Ausbreitung solcher
Lebenslagen kommt, sind sozial- und arbeits-
marktpolitische Innovationen notwendig. Zu den-
ken wäre dabei an eine Staatsbürgermindest- oder
Grundrente, Erweiterung der Pflichtmitglied-
schaft und die Einbeziehung der ebenfalls unge-
nügend abgesicherten alternativen Selbständigen
analog den Landwirten und Handwerkern. Auf
arbeitsmarktpolitischem Gebiet wären Erweite-
rungen arbeits- und sozialrechtlicher Mindest-
standards und ihre Kontrolle denkbar.
Für diejenigen, die die Mitarbeit in alternativen
Projekten nur als Übergangs-, Such- oder Exper
imentierphase junger Menschen ansehen oder
garhier ihre Bestätigung finden, daß das Lohn-
und soziale Sicherungsniveau zu hoch sei und bei
entsprechender Sanktionierung durchaus An-
spruchsreduktionen durchzusetzen seien, sieht der
sozialpolitische Handlungsbedarf natürlich ganz

anders aus. Eine weitere Flexibilisierung und Her-
absetzung tarif- und arbeitsrechtlicher Standards
ist dann angezeigt. Der Trend geht vorerst in diese
Richtung.

Fazit

Eine harmonische Dualisierung der Wirtschaft in
traditionelle und alternative Ökonomie wird die
zukünftige Entwicklung sicherlich nicht ergeben.
Dualisierung wird es geben, aber in einer anderen
Form50), etwa als weitere Ausgrenzung einer
neuen postindustriellen Reservearmee. Vorzuzie-
hen wäre wohl ein Nebeneinander von offizieller
Ökonomie, in der die knappe Arbeit auf alle ver-
teilt wird, die Arbeit suchen, und dem Bereich der
Eigenarbeit und Selbsthilfe, die vor allem auch
den kostenintensiven Bereich sozialer Dienste
entlastet. Neben totaler Gesellschaftskritik und
utopischen Entwürfen ist hier eine gesellschaft-
liche Zukunftsvision aus der neuen sozialen Be-
wegung hervorgegangen, die inzwischen weit über
sie hinauswirkt und Hoffnungen weckt — auch
wenn es gerade in den arbeitsmarktpolitischen
Verbänden verständlicherweise tiefsitzende Äng-
ste und Vorbehalte gibt51).



Klaus von Beyme

Neue soziale Bewegungen und politische Parteien

Einleitung

Die neuen sozialen Bewegungen haben in
Deutschland eine Welle enthusiastischer Begleit-
forschung hervorgebracht, der gelegentlich eine
gewisse Distanzlosigkeit nachgesagt werden muß.
Die Begeisterung war um so spontaner, als das
Parteikonzept durch die Phase der kommunisti-
schen Aufbausekten in der Linken stark diskredi-
tiert worden war. Die Vielzahl der neuen Bewe-
gungen war für undogmatische Linke um so faszi-
nierender, als die deutsche Tradition der Arbeiter-
bewegung vom Primat der Partei geprägt war. Der
Primat von Räten, Genossenschaftsbewegung
oder Gewerkschaften — organisatorische Gegen-
modelle, die in anderen Ländern eine Weile ein-
flußreich waren — hatten in der deutschen Tradi-
tion wenig Durchsetzungschancen. Diese Tradi-
tion war von Kautskyschen Formelkompromissen
über die Gleichberechtigung der Säulen der Ar-
beiterbewegung bei faktischer Vormacht der Par-
tei geprägt. Die linkslibertäre Gegenkultur — erst-
mals mit der Spontibewegung in Erscheinung ge-
treten — schien ein Novum in Deutschland, das
von den Führern der alten Studentenbewegung
zum Teil mit so großem Unverständnis kommen-
tiert wurde1), wie von den Kommunisten Mos-
kauer Orientierung, die das „kleinbürgerliche
Ideologiegemisch“ bei „konzeptionsloser Organi-
sationstheorie“ eigentlich nur unter dem Aspekt
der Funktionalisierbarkeit für die eigene „Bewe-
gung“ positiv einzuschätzen vermochten2). Die
SPD hatte allzu lange in der rückwärtsgewandten
Theorie als die „Urpartei“ schlechthin gegolten,
deren Genesis man an ihr leidend „aufarbeitete“.
Organisatorische Vielfalt der Möglichkeiten und
konstitutionelle Kreativität mußte daher in der
deutschen Linken stärker als in anderen Ländern
wieder erlernt werden.

1) Johannes Schütte, Revolte und Verweigerung. Zur
Politik und Sozialpsychologie der Spontibewegung,
Gießen 1980, S. 10.
2) V. D. Granov Red, ,Zelenye‘. Ideologija i politika
(Die Grünen. Ideologie und Politik), Moskau 1985,
S.4ff.

3) Karl-Werner Brand, ,Institutionalisierung4 und
,Bewegung*, ein falscher Gegensatz. Kritische Anmer-
kungen zum Selbstverständnis neuer sozialer Bewegun-
gen in der Bundesrepublik, in: Hans-Hermann Hart-
wich (Hrsg.), Gesellschaftliche Probleme als Anstoß und
Folge von Politik. Wissenschaftlicher Kongreß der
DVPW 4.—7. Oktober 1982 in der Freien Universität
Berlin, Opladen 1983, S. 189.
4) Michael Vester, Die ,Neuen Plebejer4. Thesen zur
Klassen- und Schichtenstruktur und zu den Entwick-
lungsperspektiven der neuen sozialen Bewegungen, in:
H.-H. Hartwich (Anm. 3), S. 214.
5) Dirk Gerdes, Regionalismus als soziale Bewegung,
Frankfurt 1985, S. 35.

Die Begeisterung über die Vielfalt neuer Organi-
sationsformen in der nach-leninistischen Phase
der Linken hat leider auch die politikwissen-
schaftliche Forschung vielfach in eine gewisse
Kritiklosigkeit getrieben. Jede Institutionalisie-

rung schien des Teufels. Auch in seriöse Texte
schlichen sich Formulierungen ein wie: „So ge-
winnt, eher gefühlsmäßig als theoretisch begrün-
det, die These an Plausibilität, daß die neuen so-
zialen Bewegungen nur dann eine Zukunft, eine
Realisierungschance ihrer Zielvorstellungen be-
sitzen, wenn sie ihren ,Bewegungs-Charakter4,
ihre Merkmale der Spontaneität, der Autonomie,
der Dezentralität, der geringen Formalisierung
beibehalten.“3) Trotz aller Beschwörungen, man
dürfe die neuen sozialen Bewegungen nicht ideali-
sieren, wurden gerade die expressiv-symbolischen
Möglichkeiten der neuen Bewegungen liebend
überschätzt4). Die Selbstproduktion durch „ak-
tive Praxis und Lernprozesse“ ist immer wieder
formelhaft beschworen worden. Nur selten wurde
jedoch eine gegenstandsadäquate Methode aus
dem Bereich der verstehenden Methoden selb-
ständig in der Bewegungsforschung weiterentwik-
kelt. Prozessuale Auffassung, akteurzentrierte Be-
trachtungsweise und handlungsanalytische An-
sätze haben ihre Berechtigung5). Vor allem bei der
Erforschung ausländischer Bewegungen wurden
Einsichten möglich, die einem deutschen For-
scher sonst verschlossen geblieben wären. Fatal ist
jedoch die metatheoretische Überhöhung solcher
Ansätze. Die Respektierung der Regeln teilneh-
mender Beobachtung auf dem Boden der analyti-
schen Wissenschaftstheorie hätte die gleichen Re-
sultate bringen können. Bedenklich ist auch das
Ausspielen solcher Ansätze gegen jeden Versuch,
systemtheoretisch den Stellenwert der neuen so-
zialen Bewegungen zu ermitteln. Die beiden An-
sätze verhalten sich komplementär. Für alle Fra-
gen, die das Handeln der Bewegung überschrei-
ten, ist eine systemtheoretische Perspektive uner-



läßlich. Das gilt auch für die Frage nach dem
Verhältnis von Parteien und sozialen Bewegun-
gen.
Für dieses Verhältnis ist noch eine andere Nei-
gung der emphatischen Bewegungstheoretiker
von negativem Einfluß. Die prozessuale Auffas-
sung von Bewegungen führt vielfach zur Vernach-
lässigung institutioneller Strukturen. Das Verhält-
nis von Parteien und sozialer Bewegung fällt da-
mit schon in die Phase des „Endes der Bewe-
gung“. Eine solche Verengung des Blickwinkels
ist verzeihlich, wenn ein Soziologe wie Ramm-
stedt vor dem Durchbruch der neuen sozialen Be-
wegungen — an den alten sozialen Bewegungen
geschult — die Begriffe fortentwickelt, die sich in
der Sekten- und Bewegungsforschung bewährt zu
haben schienen. Weniger einleuchtend war die
Verengung der Sichtweise bei einem Politikwis-
senschaftler wie Raschke, der auf der Basis der
Kenntnis über die neuen sozialen Bewegungen
ähnlich prozessual verfuhr. Zerhackte Geschichte
im taxonomischen Puzzlespiel in die Schubladen
der herkömmlichen Phasen und Aktionsformen
sozialer Bewegungen zu füllen, kann einer de-
skriptiver ansetzenden Wissenschaft gegenüber
nicht gut als eigenständige Theorie auftreten. Fol-
genreicher ist jedoch das Manko, daß der her-
kömmliche Stadienschematismus der Bewegungs-
forschung Raschkes Stärken in der Erforschung
institutionalisierter Gruppen und Parteien für
diese Analyse verloren gehen ließ6).

6) Otthein Rammstedt, Soziale Bewegung, Frankfurt
1978; Joachim Raschke, Soziale Bewegungen. Ein histo-
risch-systematischer Grundriß, Frankfurt 1985.
7) Karl R. Popper, Das Elend des Historizismus, Tübin-
gen 1965, S. 106.

8) Rainer Paris, Soziale Bewegung und Öffentlichkeit,
in: Brokla (1981) 43, S. 112.
9) Birgitta Nedeimann, New Political Movements and
Changes in the Process of Intermediation, Social
Science Information (1984), S. 1029—1048.
10) O. Rammstedt (Anm. 6), S. 131.

Die Bedenken gegen den Bewegungsenthusias-
mus bedeuten nicht, daß Engagiertheit einzelner
Forscher nicht zu fruchtbaren Fragestellungen
führen kann. Die Genesis einer Hypothese ist wis-
senschaftlich relativ bedeutungslos. Mit Popper
gilt: ,„Wie haben Sie Ihre Theorie gefunden?* be-
rührt eine völlig private Angelegenheit, im Gegen-
satz zu der Frage ,Wie haben Sie Ihre Theorie
geprüft?*, die allein wissenschaftlich relevant
ist.“7) Diese Bedenken heißen auch nicht, daß die
neuen sozialen Bewegungen, für die sich mancher
Forscher so vordergründig begeistert, mit einem
nothing-new-under-the-sun-approach angegangen
werden müßten. Angesichts der verbreiteten Me-
thode, mit den Begriffen des 19. Jahrhunderts
weiter zu arbeiten, oder aber alles für „neu“ an
den sozialen Bewegungen zu erklären, müssen die
Unterschiede zwischen alten und neuen Bewegun-
gen schärfer gefaßt werden. Sie können dies weni-
ger durch immanent beschriebene Organisations-
kriterien als durch die Analyse des Funktionszu-

sammenhangs im politischen und sozialen Ge-
samtsystem. Der Ansatz, der sich soziale Bewe-
gungen allzu ,bewegt* vorstellt, kann Wechselwir-
kungen zwischen sozialer Bewegung und sozialem
Prozeß nicht übersehen. Vor allem aber bei
Rammstedt ist dieser Prozeß als ein wechselseiti-
ger konfliktorischer Aufschaukelungsprozeß ge-
schildert, in dem es langfristig nur Anpassung
oder Eskalation als Alternativen gibt8). Eine um-
fassende Analyse des sozialen Umfelds von Bewe-
gungen zeigt im Lichte von Interessengruppen-
und Parteienforschung wesentlich komplexere In-
teraktionsformen von Gruppen unterschiedlicher
Organisationsdichte. Diese sind jedoch weniger
dramatisch bewegt und ziehen daher weniger Auf-
merksamkeit auf sich.
Nach Rammstedt wurde das Epitheton „neu“ ern-
ster genommen, und neue soziale Bewegungen zu-
nehmend von den älteren abgesetzt. Einerseits
wurde die Neuheit von einigen Bewegungsenthu-
siasten übertrieben, andererseits zeigte sich, daß
revolutionäre Perspektiven des 19. Jahrhunderts
die Analyse der neuen sozialen Bewegungen eher
in die Irre führen.
Was ist neu an den „neuen sozialen Bewegun-
gen“? Das neue an den neuen sozialen Bewegun-
gen liegt vor allem im hohen Autonomiegrad der
Akteure, in einer Interessenartikulation, die der
Einschaltung organisierter Repräsentanten nicht
mehr im Ausmaß der älteren Interessengruppen
bedarf. Die Neigung zu direkter Interessenwahr-
nehmung der Bürger nimmt zu. Ein Policy-mix von
konventionellen und unkonventionellen Verhaltens-
weisen ist typisch für die Art der Interessenwahr-
nehmung in neuen sozialen Bewegungen9). Sol-
che organisationstheoretischen Details führen
weiter als die evolutionistische Konstruktion ei-
ner Abfolge von Herrschafts-, Verteilungs- und Le-
bensweiseparadigma bei Raschke, die für viele
Länder und Epochen zu grobrastig sind und de-
ren elan vital und Antriebskraft im schöpferischen
Halbdunkel subjektiver Wertungen zu bleiben
droht.
Das prozessuale Verständnis sozialer Bewegungen
führte vielfach zu dem Vorurteil, daß es sich um
einen nichtinstitutionalisierten Prozeß hande e10 l0).
Nur selten setzte sich die Einsicht durch, daß ein
Minimum organisatorischer Struktur den sozialen
Bewegungen Bestand verleihen muß, um sie von
anderen sozialen Interaktionsformen abgrenzen



zu können11). Die losen Vergesellschaftungsfor-
men der älteren Massenpsychologie, in denen die
Interaktion auf eine unstrukturierte Masse in Ge-
folgschaft einer charismatischen Führerpersön-
lichkeit reduziert wurde, können den Institutiona-
lisierungsgrad der neuen sozialen Bewegungen
kaum noch erklären.

11) Karl-Werner Brand u. a., Aufbruch in eine andere
Gesellschaft. Neue soziale Bewegungen in der Bundes-
republik, Frankfurt 1984, S. 36.
12) Klaus R. Allerbeck, Soziologie radikaler Studenten-
bewegungen, München 1973, S. 37.
13) Lorenz von Stein, Geschichte der sozialen Bewegung
in Frankreich, Darmstadt 1959, Bd. 1, S. 3.

14) Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Berlin 1969,
Bd. 4, S. 472.
15) Klaus von Beyme, Partei, Fraktion, in: Otto Brunner
u.a. (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches
Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland,
Stuttgart 1978, Bd. 4, S. 677—733.
16) O. Rammstedt (Anm. 6), S. 138.

Je stärker sich die Einsicht durchsetzt, daß auch
neue soziale Bewegungen unter systemtheoreti-
scher Perspektive Institutionen im politisch-
sozialen System sind, um so mehr wird der Blick
dafür geschärft, daß die Antithese von dynami-
schen neuen sozialen Bewegungen und institutio-
nalisierten Parteien unscharf ist. Vor drei Irr-

wegen der Bewegungsforschung muß daher ge-
warnt werden:

1. Einen normativen Wertbegriffder Bewegung zu-
grunde zu legen, der nur einen Teil des realen
Bewegungsspektrums abdeckt, und sich gegen die
Parteien ausspielen läßt.

2. Die organisatorischen Verflechtungen von sozia-
len Bewegungen und Parteien — sowohl bei den
alten wie bei den neuen sozialen Bewegungen —
zu unterschätzen.
3. Die Verflechtungen der beiden Aktionsformen auf
der Ebene individuellen politischen Verhaltens zu
übersehen.

I. Die Überwindung des normativen Bewegungsbegriffs

Die vielfach künstliche Entgegensetzung von
neuen sozialen Bewegungen und alten Parteien
resultiert aus der Wahl eines normativ geladenen
Bewegungsbegriffs. Der bloße Terminus sugge-
riert Fortschrittlichkeit im Kampf gegen erstarrte
Strukturen2 ), obwohl der Nationalsozialismus
hinreichend Schindluder mit dem Bewegungsbe-
griff getrieben hatte, um zur Skepsis einzuladen.
Heberles Marotte, die sozialen Bewegungen unter
den altväterlichen Oberbegriff „Samtschaft“ aus
der Soziologie von Ferdinand Tönnies zu subsu-
mieren, hat sich nicht durchgesetzt. Aber auch je-
der andere wertfreie Terminus könnte vermeiden
helfen, daß positive Nebenbedeutungen gleich-
sam terminologisch erschlichen werden.
Bei den Bewegungsenthusiasten der achtziger
Jahre ist eine bewußte oder unbewußte Anknüp-
fung an ältere terminologische Traditionen auffäl-
lig. In Frankreich entstand der Bewegungsbegriff
zunächst bei der Linken; später wurde er von
Konservativen und Gaullisten um den Rest seiner
Plausibilität gebracht. In Deutschland wurde er
hingegen nach den Mißbräuchen durch den
Rechtsextremismus eher von den Progressiven
positiv besetzt. Soziale Bewegung hatte in der
französischen Soziologie der Zeit Saint Simons
und Comtes den Beigeschmack von Dynamik im
Vergleich zur sozialen Statik. In Deutschland
wurde die Rezeption auf die Fundamentalopposi-
tion schlechthin gerichtet. Bewegung wurde auf
das „Bewußtsein ganzer Völker“ bezogen, wie bei
Lorenz von Stein ) oder wenigstens — wie im13

Kommunistischen Manifest — auf das „Interesse
der ungeheuren Mehrzahl“ im Gegensatz zu den
vorproletarischen Bewegungen, die angeblich alle
„Bewegungen von Minoritäten“ gewesen sindl14).
Tatsächlich schien die Bewegung wenigstens die
große Mehrheit aufgeklärter Geister im Vormärz
zu umfassen.
Mit der Ausdifferenzierung von Parteien ver-
schwand jedoch der Anspruch auf die Bewegung
als volkumspannendes Aggregat. Mit der Über-
nahme des Parteibegriffs, der sich mühsam genug
vollzog15), war die Anerkennung verbunden, daß
es eine Vielzahl von Parteien geben könne, und
daß keine in ihrem Anspruch glaubhaft ist, das
Gemeinwohl schlechthin zu vertreten, so stark
dieser Anspruch in der Parteiprogrammatik auch
fortleben mochte. Seit 1848 haben die Programme
deutscher Parteien auch den Bewegungsbegriff
kaum noch beschworen. Nur einige konservative
Parteien im Ausland haben durch Gruppennamen
wie „mouvement“ oder „rassemblement" an der
vorparteienstaatlichen Bewegungskonzeption an-
zuknüpfen versucht — mit geringem Erfolg.
Entgegen anderslautenden Postulaten muß, sozio-
logisch gesehen, nicht jede Gruppierung als so-
ziale Bewegung verstanden werden, die sich selbst
so nennt16). Es müssen vielmehr objektive Orga-
nisationskriterien gefunden werden, um soziale
Bewegungen von anderen Aggregaten zu unter-
scheiden, sonst könnte jeder Prediger in der Wü-
ste ohne Anhang seiner Minisekte die Anerken-
nung als soziale Bewegung verschaffen. Kriterium



ist die Dauerhaftigkeit von Strukturen, die sie von
Volksaufläufen oder wilden Streiks unterscheidet.
Als weitere Kriterien sind charismatische Führer-
schaft und ein immanenter Historizismus säkula-
rer oder transzentaler Art als Kriterien gewertet
worden ). Diese Merkmale erscheinen jedoch zu
sehr aus der ethnosoziologischen Forschung über
nativistische Strömungen in der Dritten

17

Welt zu
stammen.
Sind die neuen sozialen Bewegungen überhaupt
noch charismatisch geführt zu nennen? In ihrem
Selbstverständnis gewiß nicht. Aber die Begriffe
der alten sozialen Bewegungen werden den neuen
von außen angedient. Die neuen sozialen Bewe-
gungen und Parteien neuen Typs müssen gegen
die parasitäre Publizität kämpfen, die einzelne
Führungspersönlichkeiten immer wieder erhalten.
Die Medien befinden: „Sie sind wer, noch ehe
klar ist, wer sie sind.“ ) Mit abbröckelnder Rota18 -
tionsbereitschaft wird der Kampf dagegen bei den
Grünen immer aussichtsloser. Auch der Historizis-
mus, den man seit Popper den alten sozialen Be-
wegungen nachsagte — ein irreführender Bewe-
gungsbegriff, weil er bei falsch verstandenen Be-
griffen der Naturwissenschaften anknüpfte ) —,
ist nicht mehr so dominant wie in den alten sozia

19

-
len Bewegungen, in deren Tradition die neuen
Bewegungen überwiegend mit Erklärungen eines
linearen Fortschritts angegangen werden ). Ei-
nige Wortführer der Grünen glauben, daß die
neuen sozialen Bewegungen die legitimen Erben
der alten linken sozialen Bewegungen geworden
sind21). Das kann jedoch kein ausreichender
Grund sein, daß die Sozialwissenschaften das Ei-
genbild einer epochalen Selbstüberhöhung über-
nehmen.

17) Florenz Deltgen, Was kann unter einer »Bewegung*
verstanden werden?, in: Rene König u.a. (Hrsg.),
Aspekte der Entwicklungssoziologie, Sonderheft 13
(1963) der KZfSS, S. 426 f.
18) Hermann Schreiber, Grün — und was dann?, in:
Geo (1983) 8, S. 136.
19) Karl R. Popper, Das Elend des Historizismus, Tü-
bingen 1965, S. 89.
20) Zu diesen Erklärungen: Karl-Werner Brand, Neue
soziale Bewegungen. Entstehung, Funktion und Per-
spektive neuer Protestpotentiale, Opladen 1982, S. 58 ff.
21) Thomas Eberman/Rainer Trampert, Die Zukunft
der Grünen, Hamburg 1984, S. 152.

22) Jochen Zimmer (Hrsg.), Mit uns zieht die neue Zeit.
Die Naturfreunde. Zur Geschichte eines alternativen
Verbandes der Arbeiterkulturbewegung, Köln 1985.
23) Michael Beckmann, Theorie der sozialen Bewegung,
München 1979, S. 295.
24) Hadley Cantril, The Psychology of Social Move-
ments, New York 19674; Ralph H. Turner, Kollektives
Verhalten und Konflikt, in: Walter R. Heinz/Peter
Schöber (Hrsg.), Theorien kollektiven Verhaltens. Bei-
träge zur Analyse sozialer Protestaktionen und Bewe-
gungen, Darmstadt 1972, Bd. 1, S. 120—134.

Neu an den neuen sozialen Bewegungen ist nicht,
daß progressive und beharrende Bewegungen ein-
ander gegenüberstehen. Das war immer so. Nicht
ganz neu ist auch die Ambivalenz von progressi-
ven und konservativen Zielen, so z. B. bei der
christlich-sozialen Bewegung. Sie nannte sich be-
zeichnenderweise erst spät „christlich-demokra-
tisch“. Progressiv war sie nur im sozialen Bereich,
konservativ in Kirchenfragen und vielfach auch
in der Haltung zur Demokratie. Bei den neuen

sozialen Bewegungen ist diese Ambivalenz noch
häufiger, gerade weil sie überwiegend nicht mehr
Ideologien aus einem Guß anzubieten haben.
Viele der poppigsten Erscheinungen im Bereich
neuer sozialer Bewegungen gehören eher dem es-
kapistischen als dem politisch progressiven Lager
an. Progressive Gebundenheit an eine Subkultur
kann durchaus mit politisch reaktionären Haltun-
gen gekoppelt sein, wie bei der Punkbewegung.
„Mit uns zieht die neue Zeit“ singt kaum noch
eine Gruppe, die sich heute eher auf Motorrädern
als in Marschkolonnen zusammenfindet. Dieser
Vers von Hermann Claudius war in der Weimarer
Zeit das Bewegungslied par excellence. Es wurde
von der Arbeiterbewegung und von den Nazis mit
gleicher Inbrunst gesungen22). „We shall over-
come“ oder „Teachers leave us kids alone“ konnte
nicht in gleicher Weise zum alle Bewegungen
rechts wie links umspannenden Erkennungssong
werden. Die Fragmentierung des Bewegungsbe-
wußtseins nimmt zu.
Neu ist an den heutigen sozialen Bewegungen
auch nicht, daß Rückzugsgruppen existieren. Sie
haben sich freilich in der Vergangenheit seltener
als Bewegung organisiert und blieben zunächst
eher Bewegungen im Sinne eines geistigen Trends
oder einer Strömung wie in der Romantik. Heute
fällt das Nebeneinander von Widerstands- und
Rückzugsbewegung auf. Gemeinsam ist ihnen die
Eindämmung formalorganisierter Handlungsbe-
reiche. Das schließt nicht aus, daß sie sich gele-
gentlich zur Aktionsgemeinschaft zusammenfin-
den, von Tu-nix bis zu RAF-Sympathisanten.
Die frühere Soziologie hat sich allzu stark von
Ansprüchen der Bewegungen auf radikalen sozia-
len Wandel blenden lassen und daher vielfach
revolutionäre Gruppen zu stark herausgestellt.
Auch neuere Typologien23), die zwischen refor-
mistischen und revolutionären Gruppen unter-
scheiden, können allenfalls für den linken main-
stream der neuen sozialen Bewegungen in der
Bundesrepublik Geltung beanspruchen:
Sozialpsychologische Ansätze wie bei Cantril
1941 hatten den Nachteil, ohne organisatorische
Kriterien ziemlich jede Spinnerei als Bewegung zu
akzeptieren, aber den Vorteil, daß auch eskapi-
stische Grüppchen in einem wertfreien Bewe-
gungsbegriff ins Blickfeld traten24). Heute stehen



sich mehr denn je Emanzipations- und Wider-
stands- und Rückzugsgruppen gegenüber25 ). Im
Gruppengewühl sind sie selbst geschulten „Frak-
tionologen" kaum so säuberlich unterscheidbar
wie in Habermas’ Theorie des kommunikativen
Handelns. Modern und Postmodern — Begriffe,
die Habermas ebenfalls strikt scheidet — gehen
gerade bei der Postmoderne in der Architektur-
und Literaturtheorie stark ineinander über. Zur
„neuen Unübersichtlichkeit“ gehört auch, daß

25) Jürgen Habermas, Theorie kommunikativen Han-
delns, Frankfurt 1981, Bd. 2, S. 578.
26) Peter L. Berger u. a., Das Unbehagen in der Moder-
nität, Frankfurt 1975, S. 163.
27) J. Raschke, (Anm. 6), S. 124.
28) Helmut Fogt, Die Grünen in den Parlamenten der
Bundesrepublik, in: ZParl (1983), S. 500—517.
29) Jörg R. Mettke (Hrsg.), Die Grünen. Regierungspart-
ner von morgen?, Reinbek 1982, S. 107.
30) Gerd Langguth, Der grüne Faktor. Von der Bewe-
gung zur Partei?, Zürich 1984, S. 68.

31) J. Raschke (Anm. 6), S. 74, 77.
32) Rudolf Heberle, Social Movements, New York
1951; Paul Wilkinson, Social Movement, London 1971.

Modernisierung und Entmodernisierung als
gleichzeitige Prozesse ablaufen26 ).. Nicht nur in
dem Sinn, wie es immer Konservative neben Pro-
gressiven gab, sondern beide Ansprüche werden
zum Teil von den gleichen Individuen und Grup-
pen vertreten. Wären Selbst- und Fremdinterpre-
tation prägnanter, müßte es eigentlich häufiger
gelingen, soziale Bewegungen nicht „nachherzu-
sagen“ (Charles Tilly), sondern vorherzusagen.
Gerade dies ist bisher nie gelungen27).

Ein weiteres Novum an den neuen sozialen Bewe-
gungen ist, daß es keine Themenkonsistenz wie bei
den alten Bewegungen des 19. Jahrhunderts mehr
gibt. Die Alternativen werden von den Diskus-
sionsmoden nicht weniger gehetzt als die Etablier-
ten. Die Friedensbewegung stahl der Antikern-
kraftbewegung die Schau. Die Grünen im Parla-
ment gaben vor, Umweltprobleme diskutieren zu
wollen, sie mußten aber feststellen, daß es ihnen
an Spezialisten mangelte und daß sie im Bundes-
tag — wie eine Themenanalyse der ersten Zeit
ergab ) — den Themenwandel hin zum Friedens28 -
thema nicht weniger gegen ihre eigene Kontinui-
tät ausspielten als das kurzlebige Gedächtnis der
Medien. Das Odium der Einpunktebewegung
wurde durch hektische Übernahme immer neuer
Themen überwunden29 ). Analysen der Aktivitä-
ten der Grünen im Deutschen Bundestag zeigen,
daß Sicherheits-, Ökologie- und Gesundheitspoli-
tik die Schwerpunkte der Parteiinitiativen sind30).
Die Bewegungen sind den Parteien in der Enttota-
lisierung des Erwartungshorizontes mit einiger
Zeitverzögerung gefolgt. Die sozialwissenschaft-
liche Begriffsbildung kann daher immer weniger
die Reste eines ganzheitlichen Selbstverständnis-
ses, das sich auch in neuen sozialen Bewegungen

noch findet, als zutreffende Analyse des funktio-
nalen Stellenwertes der Bewegungen im System
akzeptieren. Die Anerkennung einer Vielzahl von
Bewegungen schreitet fort. Die emphatische For-
schung sieht das besondere noch an der Vernet-
zung wie „Lebensweise". Aber die rein progressive
Etikettierung weicht einem Realitätsbewußtsein,
das auch rückschrittliche Bewegungen miteinbe-
zieht. Bei Raschke gehören dazu nicht nur die
grundlegenderen Bewegungen, die sozialen Wan-
del herbeiführen wollen, sondern auch jene, die
dies „verhindern oder rückgängig zu machen“
versuchen31 ). Frühere Bewegungsenthusiasten
hatten größere Mühe zuzugeben, daß auch Fa-
schismus und Nationalsozialismus aus Bewegun-
gen hervorgegangen waren. Der Vergleich von Be-
wegungen vom Kommunismus bis zum Faschis-
mus in der frühen Literatur von Heberle bis Wil-
son ist daher in der Linken vielfach angegriffen
worden ).32

Die Zusammenfassung von Kommunismus und
Nationalismus als soziale Bewegung erschien
ähnlich irreführend wie die Behandlung der Ge-
meinsamkeiten unter dem Stichwort totalitäre
Herrschaftssysteme. Nicht ganz zu Unrecht, denn
beide haben den Bewegungsbegriff mißbraucht
und ad absurdum geführt, weil beide eine Va-
riante des Transmissionsriemengedankens im
Verhältnis der Partei zu den gesellschaftlichen Or-
ganisationen vertraten. Ein Minimum an Autono-
mie der organisatorischen Teile einer Bewegung
gehört zum Begriff. Die Grenze verläuft bei den



rechtsextremistischen Bewegungen etwa beim Pe-
ronismus, dem man eine gewisse Autonomie des
Gewerkschaftssektors nicht absprechen kann.

Klammert man die Extreme staatsparteilich per-
vertierter Bewegungen einmal aus, so bleibt fest-
zuhalten, daß für einen Sozialwissenschaftler Be-
wegung nicht politisch (links oder rechts) zu defi-

nieren ist, und daß neue soziale Bewegungen noch
weniger als die alten durch die Fundamentaloppo-
sition zum bestehenden System definiert werden
können. Der Sozialwissenschaftler wird einem
normativen Bewegungsbegriff widerstehen müs-
sen, um die Komplexität der tatsächlichen organi-
satorischen Muster neuer Protest- und Behar-
rungsbewegungen in den Griff zu bekommen.

II. Die organisatorischen Verflechtungen von Parteien
und neuen sozialen Bewegungen

Unter Vermeidung eines wertgeladenen Bewe-
gungsbegriffs werden gewisse institutioneile Ver-
festigungen von Bewegungen klarer analysierbar
als bei rein emphatisch-prozessualen Ansätzen.
Damit fällt auch ein entspannterer Blick auf die
Interaktion von Parteien und Bewegungen.
Alle Parteien der Geschichte sind aus Bewegun-
gen hervorgegangen. Die Vielzahl der Parteien,
die keine Bewegung hinter sich hatten und aus
vorübergehenden Führungscliquen entstanden,
haben keinen Bestand gehabt. Das bedeutet aber
nicht, daß die neuen sozialen Bewegungen
schlicht ein analoges Verhältnis zu den Parteien
halten wie die alten. Die Vorstellung, daß eine
Bewegung zu Ende geht, wenn sie sich als Partei
institutionalisiert, ist sowohl ahistorisch als auch
für die Analyse der Gegenwart nicht recht zu ge-
brauchen.
Das Verhältnis von Partei und Bewegung ist in
vielen Ländern viel komplexer gewesen als in
Deutschland, daher droht die Theoretisierung
deutscher Erfahrungen für die Deutung der Ver-
gangenheit wie der Zukunft in die Irre zu führen.
Wo die Arbeiterbewegung nicht einfach von einer
Partei dominiert wurde — und in den außerdeut-
schen Modellen war das nirgendwo der Fall ) —,
war sie ein gutes Beispiel für die Koexistenz von
Bewegung
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und Partei. Die Christdemokraten ha-
ben eine parallele Koexistenz mehrerer Bewe-
gungssäulen von Anfang bis heute gezeigt.
Ein Teil der neuen Berührungsängste mit Parteien
und der magischen Überhöhung der nichtinstitu-
tionellen Aspekte der neuen sozialen Bewegungen
resultiert aus der einseitigen Verabsolutierung
deutscher Traditionen, die zum Teil falsch wahr-
genommen werden. Die Angst vor der Institutio-
nalisierung führte in der Wissenschaft zum be-
wußten oder unbewußten Übernehmen der alten-
Weber-Michels-Thesen über die Veralltäglichung

des Charismas bei institutionalisierten Gruppen,
die unweigerlich einem Oligarchisierungsprozeß
unterworfen werden.
In der Organisationsgeschichte zeigt sich im Ver-
gleich zwischen Frankreich und Deutschland ein
Paradoxon: Das zentralisierte Frankreich hat im
gesellschaftlichen Bereich der Gruppen und Par-
teien fragmentiert reagiert, während die deutsche
Antwort auf die staatliche Zersplitterung eine er-
staunlich zentralisierte Gruppen- und Parteien-
struktur war. Diese Organisationsstrukturen ha-
ben in beiden Ländern vier verschiedene Regime
überlebt und erwiesen sich als wesentlich zählebi-
ger als die Verfassungsinstitutionen. Die neuen
sozialen Bewegungen haben bei uns insofern ge-
mäß der deutschen Tradition gehandelt, als sie
relativ rasch einen „Bundesverband der Bürger-
initiativen“ und eine „Partei auf Bundesebene“
hervorbrachten — zwei Institutionalisierungsver-
suche, die im Ausland gelegentlich Befremden
über den Etatismus der Alternativen hervorgeru-
fen haben.
Sich als Partei zu konstituieren, ist in Deutschland
für jede relevante Gruppe eine der ersten Erwä-
gungen, während sie in Ländern mit relativem
Mehrheitswahlrecht und anderen hohen Zugangs-
barrieren die letzte der möglichen Erwägungen
ist. Im internationalen Vergleich zeigt sich, daß
die Begriffe der Parteien- und Interessengruppen-
forschung keineswegs völlig überholt sind.
In den USA hatte man schon immer geringere
Probleme mit sozialen Bewegungen, weil sowohl
die Parteien- als auch die Interessengruppenland-
schaft von ihnen schon immer tief durchdrungen
war. Während die ideellen Fördererverbände
(promotional groups) bei uns politisch schwach
und in den Gruppentypologien unterbelichtet
blieben, waren sie in der amerikanischen Grup-
pentheorie gang und gäbe. Die „advocacy explo-
sion“'\n der amerikanischen Gesellschaft34), wel-



ehe immer mehr Gruppen stellvertretend für Un-
terprivilegierte handeln ließ, beseitigte viele Zwei-
fel an der Uneigennützigkeit der neuen Bewegun-
gen, die angesichts der Verquickung ideeller und
wirtschaftlicher Interessen bei vielen der alten
„promotional groups“ niemals ausgeräumt wer-
den konnten. Soziale Bewegungen hatten in der
liberalen Tradition Amerikas weniger fundamen-
taloppositionelle Grundstimmung und fühlten
sich nicht beleidigt, neben dem am Ziel gewonne-
nen Begriff „movement“ in funktionalen Termini
auch „pressure group“ genannt zu werden. Dieser
Terminus drückt zwar harte Methoden, aber zu-
gleich volle Anerkennung des Adressaten aus.
Auch die Parteienlandschaft war in Amerika
schon immer tief von sozialen Bewegungen pene-
triert. Die dritte Partei war von der Free Soil Party
und der Now Nothings Party bis zu Sozialisten und
Kommunisten in der Regel eine seltene Option.
Soziale Bewegungen haben meist den Weg der
Pressure groups, die Unterwanderung einer Partei
— der Rechten sagte man die Unterwanderungs-
taktik nach, der Linken vielfach die Tendenz, sich
eher als eigene Partei zu konstituieren — oder der
außerparlamentarischen Opposition nach Art der
Bürgerrechtsbewegung des SDS oder der Black
Power vorgezogen35). Eigene politische Gruppen-
bildung war vielfach nur eine Auseinandersetzung
von Fraktionen innerhalb einer großen Partei wie
bei der Wallace-Bewegung. Die Ventilfunktion
dritter Parteien ist bedeutend, so gering ihre di-
rekte politische Durchsetzungsfähigkeit auch
prima vista gewesen ist.
Meine These ist, daß gerade die neuen sozialen
Bewegungen Annäherungen an amerikanische
Konfliktaustragungsmuster in Europa mit sich ge-
bracht haben. Es gibt heute nach Auflösung der
ideologischen Versäulung mehr von einem radi-
kaldemokratischen Konsens bis hin zur Linken,
die kein grundsätzlich anderes System mehr (kein
realer Sozialismus hat dauerhafte Sogwirkung be-
halten können), sondern zu den Ursprüngen des
Demokratiegehalts der Verfassungsordnung zu-
rück will. Huntington hat für Amerika einen per-
manenten Konflikt zwischen Idealen und Institu-
tionen herausgearbeitet. Manches davon wird von
der Basisbewegung auch bei uns übernommen 36).
Europa hat mit seinen überlappenden Konfliktli-
nien, die jeder aus einer tiefen Systemkrise (libe-
rale und nationale Bewegung, Arbeiterbewegung)
oder wenigstens aus einer sektoralen Partialkrise
hervorgingen (z. B. Agrarbewegung, christlich-

soziale Bewegung), die Relikte überwundener
Krisen weiter mitgeschleppt. Funktionswandel
schuf neue Aufgaben für überholte Gruppierun-
gen (z. B. Ökopartei für die ehemaligen Agrarpar-
teien, die sich in Zentrumsparteien umbenann-
ten). Damit wurden vielfältige Strukturen zum
Aufsaugen neuer Protestbewegungen im politi-
schen Raum bereitgestellt. Wo die Aufsaugfunk-
tion gewährleistet war, wurde das Entstehen einer
eigenen Ökopartei von Skandinavien bis Italien
verhindert37). Aber auch hier waren angesichts
der eingefrorenen Parteienstruktur neue soziale
Bewegungen eher auf den Weg der innerparteili-
chen Fraktionsbildung als auf den der Parteineu-
gründung verwiesen38 ).
Historisch gesehen waren die Beziehungen von
den damals neuen sozialen Bewegungen zu den
bestehenden Gruppen und Parteien immer viel
enger, als von den Interpreten eines epochalen
Paradigmawandels in der Gruppenszene zur
Kenntnis genommen wird. Am auffälligsten ist
das in der Friedensbewegung, wo die Aktion in
bestehenden Großorganisationen am stärksten
war. Aber auch in der Ökobewegung sind nicht
nur neue eigene Sprachrohre geschaffen wor-
den 39), und die kleinen Bürgerinitiativen würden
von den Machtadressaten kaum ernst genommen,

• wenn nicht große Gruppen ihre Interessen ver-
stärkten.
Der Erfolg, den die jeweiligen Bewegungen hat-
ten, ließ sich nicht an der jeweils gewählten Orga-
nisationsform festmachen. Die Studentenbewe-
gungen hatten in der Bildungspolitik mit ihrer
Druckpolitik vorübergehend großen Erfolg, als
sie jedoch politisch die Arbeiter zu organisieren
versuchten, erlitten sie totalen Schiffbruch. Die
Friedensbewegung — soweit man von Erfolgen
reden kann — entwickelte sich zum Teil an den
Grünen vorbei. Durch den oben erwähnten ra-
schen Themenwechsel wurden Erfolge durch dis-
kontinuierliche Politik zunichte gemacht. Als man
nach Tschernobyl die Kernkraftwerke wieder aufs
Korn nahm, „vergaß“ man im gleichen Sektor der
Energiepolitik vieles von dem, was man über
Kohlekraftwerke zuvor schon erkannt hatte.
Der Verfasser ist vor der Bundestagswahl 1980 in
der Sendung „pro und contra“ als Sachverständi-



ger gegen den Plan, die Grünen als Bundespartei
kandidieren zu lassen, aufgetreten. Im Lichte der
Beharrungstendenzen nationaler Organisations-
muster würde ich manche meiner damaligen
Empfehlungen, lieber nach amerikanischem Vor-
bild freie Bewegung zu bleiben, die Druck auf alle
Parteien ausübt, inzwischen modifizieren. Die
Möglichkeit, der politisch heimatlosen unortho-
doxen Linken endlich einen Regenschirm aufzu-
spannen, mit dem sie trotz aller Heterogenität des
geistigen Hintergrunds aus dem Regen der Margi-
nalisierung herauszukommen versucht, wäre für
mich heute ein gewichtiges Argument für die Or-
ganisation als Partei. Der Erfolg der Parteienkon-
stituierung könnte hingegen rückwirkend nicht
ohne weiteres geltend gemacht werden. In verglei-
chender Perspektive fällt eher auf, daß schwache,
reformistische Umwelt- und Anti-AKW-Bewe-
gungen in Schweden und in den USA im Ver-

gleich zu den Grünen als Partei noch immer durch-
setzungsfähiger sind40). Ein solches Urteil bedarf
allerdings der Einschränkung, daß ein Agieren als
Bürgerinitiativverband in Deutschland vermutlich
keine größeren Erfolge gezeitigt hätte. Auf die
Dauer könnte durch die Koalitionssogwirkung auf
die SPD der Erfolg der Grünen sogar größer wer-
den, als er auch mit der geschicktesten Pressure-
group-Politik hätte sein können. Zudem sind die
Möglichkeiten dieser Politik dank der Ansatz-
punkte dezentralisierter Entscheidungsstrukturen
— Föderalismus, lückenloses Verwaltungsrechts-
system mit Klagemöglichkeiten, die weit über die
Möglichkeiten der meisten Rechtsstaaten hinaus
gehen — im Vergleich zu anderen Ländern wie
Frankreich ziemlich gut ausgenutzt worden. In der
Erweiterung der Themenpalette um das Friedens-
thema ist die deutsche Bewegung sogar allen ande-
ren Bewegungen voraus41).

III. Die Komplementarität der Aktionsformen
auf der Ebene individuellen politischen Verhaltens

Eine letzte These lautet, daß die neuen sozialen
Bewegungen den Parteien noch weniger radikal-
alternativ gegenübergestellt werden können als
früher, weil es eine größere Rollendifferenzierung
im politischen Verhalten der Individuen gibt als je
zuvor. Die alten versäulten Subkulturen der Be-
wegungen, vor allem der von der Wahlpolitik aus-
geschlossenen (Sozialisten) oder durch sonstige
Restriktionen unterprivilegierten Gruppen (Kul-
turkampf gegen christliche Parteien) haben keine
Vielfalt des politischen Verhaltens erzeugt wie
moderne soziale Bewegungen. Man hat einen Un-
terschied zu früher darin gesehen, daß die neuen
sozialen Bewegungen vom neuen Milieu profitier-
ten, während die etablierten Parteien in ihrem tra-
ditionellen Milieu kaum noch verankert sind42).
Auch diese Annahme ist zum Teil Frucht des
Wünschens. Das neue Milieu bleibt weit autono-
mer gegenüber der Partei neuen Typs als es das
alte Milieu jemals gegenüber einer Partei gewesen
ist. Die These von der neuen Subkultur wird von
vielen Anhängern der neuen sozialen Bewegun-
gen auch eher für bedenklich gehalten. Traditio-

nell haben solche Unterscheidungen der Stigmati-
sierung mehr als der Erweiterung von Spielräu-
men gedient43). Keine moderne Bewegung kann
verhindern, daß ihre Teile bestimmte Aktionsfor-
men wählen und aus der großen Verweigerung
heraustreten, wie das im 19. Jahrhundert noch
vorkam. Damals konnte die Kirche in Italien bis
zum Durchbruch der Popolari-Partei Don Sturzos
1919 fünf Jahrzehnte ihre Bewegung in eine unpo-
litische Wahlboykott- und Parteienbildungsver-
botspolitik kommandieren. Heute ließe sich we-
der Wahlboykott noch Wahlbeteiligung steuern,
weil Individuen und Gruppen in der Bewegung
viel zu autonom geworden sind.
Eine gewisse minimale Arbeitsteilung stellt sich je-
doch nicht nur zwischen den kollektiven Organi-
sationsformen her, sondern entsteht als Ausdiffe-
renzierung von Rollen, über deren Einsatz Indivi-
duen und Kleingruppen relativ autonom und
unabhängig von einer Bewegung entscheiden.
Vorbei sind die Zeiten, da man vom Durch-
schnittsbürger nur konventionelles Verhalten er-
wartete, das die Wahl- und Partizipationsfor-
schung zu mehr oder weniger gebändigten Model-
len der elitären Demokratie verarbeitete. Vorbei
erscheinen auch die Zeiten, da alles unkonventio-
nelle Verhalten als „revolutionär“ eingestuft und
der Revolutions- und Terrorismusforschung über-
antwortet wird (das bedeutet freilich nicht, daß



vor allem einzelne politische Akteure heute immer
noch gern nach dem veralteten Forschungsstand
verfahren möchten). Selbst Verhalten gegen das
Regime wird heute vielfach neutral als „unkonven-
tionelles“ oder stärker als „aggressives“ politisches
Verhalten definiert44 ).
Ein Teil des „aggressiv“ erscheinenden politi-
schen Verhaltens ist weder persönlich noch sozial-
strukturell exklusiv. Individuen gehören nur,
wenn sie im Terroristenmilieu fest verankert sind,
noch Gruppen an, die grundsätzlich konventio-
nelles politisches Verhalten meiden. Auch als In-
dividuen neigen sie zum Nebeneinander politi-
scher Verhaltensformen. Nicht wenige der moti-
vierenden Theorien sind tentativ formuliert. Ein
einflußreiches Buch heißt „An den Grenzen der
Mehrheitsdemokratie“. Das Mehrheitsprinzip
wird nicht mehr in Bausch und Bogen verur-
teilt45 ). Das alte Dilemma der Demokratietheorie,
daß Minderheiten ihre Zielvorstellungen intensi-
ver wünschen als heterogene Sandhaufenmehr-
heiten46 ), wird erneut zum Gegenstand des Rä-
sonnements. Kaum jemand geht jedoch den ge-
fährlichen antidemokratischen Weg, das Stim-
menwägen anstatt des Stimmenzählens zu emp-
fehlen. Moderne Bewegungen beschränken sich
auf ein „corriger la fortune“, in dem sie im Protest
die Chancen von Minderheiten verbessern. Pro-
test ist der große Gleichmacher. Konventionelles
Wahlverhalten benachteiligt kleine Gruppen. Un-
konventionelles Verhalten gibt Minderheiten ein
größeres Gewicht47 ). Gleichmacherei liegt zusätz-
lich in der Diffusion der Mittel, die einst auf Un-
terschichtenbewegungen beschränkt waren. Selbst
im ruhigen Nordeuropa gibt es gelegentlich Ärzte-
streiks, und junge Unternehmer benutzen heute
gelegentlich die Straßendemonstration, die sie
früher als „gewerkschaftliches Mittel“ verab-
scheut hätten. Da es kaum noch Mitteltabus gibt
— abgesehen von offener Violenz — ist der Frei-
zeitprotestler nicht selten zugleich der durchaus
rational abwägende Wähler und Teilnehmer an
einer friedlichen Bürgerinitiative. Nur übertrie-
bene Stigmatisierung durch staatliche Repression
könnte die säuberlich abgegrenzten Revolutions-
gruppen wieder herstellen, die das unkonventio-
nelle Verhalten aus der Zeit des Primats der Ar-
beiterbewegung kennzeichnete.
Auf dem Berliner Kongreß der Deutschen Verei-
nigung für Politische Wissenschaft von 1982, der

Anlaß zur Spaltung der Vereinigung wurde, arti-
kulierten sich noch überwiegend die Zeugen eines
Epochenwandels durch neue soziale Bewegungen.
Vielleicht ist es mehr als ein Zufall, daß der
Schock der Spaltung zur Ernüchterung auch in
diesem Forschungsbereich führte. Die folgende
wissenschaftliche Tagung von 1983 in Mannheim
hat sich mehr um die Verbindungslinien von Par-
teien, Wählern und sozialen Bewegungen geküm-
mert. Die Behavioralisten haben damit einiges er-
nüchterndes Wasser in den Wein des Bewegungs-
enthusiasmus gegossen. Einige dieser neueren Ar-
beiten zeigten: Der Konflikt zwischen alter und
neuer Politik liegt quer zu den Konfliktlinien des
eingefrorenen Parteiensystems und wird von den
bestehenden und den neuen Parteien in unter-
schiedlicher Weise verarbeitet, ohne das Parteien-
system an sich zu zerstören. Für die Herausbil-
dung eines neuen, lebensweltlichen Paradigmas
scheinen bestimmte ausdifferenzierte Parteiensy-
steme günstiger zu sein als stark konzentrierte48 ).

In Dänemark, den Niederlanden und in Deutsch-
land ließe sich ein Zusammenhang zwischen An-
hängern neuer sozialer Bewegungen und kleine-
ren postmaterialistischen Linksparteien nachwei-
sen. In anderen Ländern wie Schweden, wo sich
die etablierten Parteien des Themenfeldes annah-
men, wurden diese auch „elektoral" belohnt49 ).
Die Euphorie eines unilinearen Erklärungsmo-
dells wurde gemildert. Es gab einmal eine unhei-
lige Allianz von antiszientistisch gestimmten Al-
ternativen, welche die frohe Botschaft von Ingle-
harts „Silent Revolution“ auf szientistischer
Grundlage verkündeten, daß pro Jahr etwa 1 %
Zuwachs an Postmaterialisten zu verzeichnen sei.
Manchmal wurde man an die Illusionen der
Kautskyschen Sozialdemokratie erinnert, die sich
ausrechnete, wann sie elektoral zum Siege kom-
men müsse — ohne Kenntnis davon, daß verbales
Verhalten sich nicht in tatsächliches politisches
Verhalten umsetzen muß, und daß die Gewin-
nung von Mehrheiten mit Konzessionen an viel-
fältige Sozialgruppen verbunden ist, die der Ge-
schlossenheit eines Programms nicht bekommen.
Sie könnten wie einst bei der Sozialdemokratie
dazu führen, daß etwa sovieie Verluste an Kern-
wählerschaft zu verzeichnen sind, wie es Zuge-
winne in neuen Zielgruppen gegeben hat50).



Befragungen zeigten, daß nur knapp die Hälfte
der Postmaterialisten zu den Grünen neigten.
Hauptproblem wurde der Umkehrschluß, warum
65—75% der sozialstrukturellen Kerntruppen der
neuen sozialen Bewegungen (Gebildete, Studie-
rende, Ledige, konfessionell nicht gebundene)
eine Option für die etablierten Parteien haben.
Sozialisations- und Kommunikationsvariablen
erklären die Differenz51). Sie legen aber die Ver-
mutung nahe, daß angesichts der sich pluralisie-
renden differenziellen Kontakte von Individuen
neue Gruppen es schwer haben, ein größeres so-
zialstrukturelles Milieu dauerhaft aufzubauen.

Der oben erwähnte Vorteil der Milieustütze für
die neuen Parteien wird damit — angesichts der
organisatorischen Defizite der Parteien neuen
Typs — rasch wieder aufgewogen.

Neuere nichtlineare Erklärungen des Anwachsens
der neuen sozialen Bewegungen begnügen sich je-
doch nicht mit der Hoffnung auf den Selbstlauf-
der Ausweitung von postmateriellen Einstellun-
gen in unserer Gesellschaft, sondern sehen die
Empfänglichkeit für postmaterielle Botschaften
in Wellen des neuen Idealismus, verbunden mit

realen Chanceneinschätzungen für die eigene
Karriere52). „Grüner an sich“ wird „Grüner für
sich“ nicht selten durch die Einbrüche auf dem
akademischen Arbeitsmarkt. Diese Erklärungs-
muster lassen die Prognosen für die dauerhafte
elektorale Etablierung des Protests der neuen so-
zialen Bewegungen nicht günstig erscheinen. Die
unsicheren Prognosen sind relevant, noch ehe sie
ihre Berechtigung erwiesen haben, wenn sie im
Verhalten der potentiellen Anhängerschaft der
neuen sozialen Bewegungen schon heute das zwei-
gleisige Verhalten — die Arbeitsteilung von kon-
ventioneller und unkonventioneller politischer
Aktivität — verstärken. Ein Schematismus der 30-
Jahres-Zyklen, wie sie Beck für die USA festzu-
stellen glaubte, wird sich für Deutschland kaum
nachweisen lassen53). Die abnehmenden Partei-
bindungen der dritten Generation werden durch
den säkularen Prozeß der Abnahme von Partei-
identifikation überlappt und lassen genaue Zeitan-
gaben eher irreführend werden.



Fritz Vilmar/Brigitte Runge: Soziale Selbsthilfe — Privatisierung oder Vergesellschaf-
tung des Sozialstaats? Ergebnisse einer Studie über die Sozialen Selbsthilfegruppen in der
Bundesrepublik Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/86, S. 3—18

Die Selbsthilfebewegung hat ihre Ursachen nicht nur in sozialen Mißständen, die die staatliche
Politik nicht bewältigt, sondern vor allem auch im Streben nach alternativen sozialen Strukturen
und in einer wesentlich gewachsenen sozialen Handlungsbereitschaft von aktiven Minderheiten.
Hochschätzungen von Felduntersuchungen korrigieren die bisher in der Literatur viel zu niedrig
angesetzte Zahl von Selbsthilfegruppen: In der Bundesrepublik gibt es mittlerweile 40 000 bis
45 000 Soziale Selbsthilfegruppen. Aus über 200 analysierten Praxisberichten ergibt sich, daß diese
Gruppen in ca. 25 Arbeitsschwerpunkten tätig sind, also über den Bereich etwa der sozialfürsorge-
rischen und therapeutischen Gruppen weit hinausreichen. Daher wird mit dem Begriff der „Sozia-
len Selbsthilfe“ eine qualitative Erweiterung des Verständnisses der autonomen Selbsthilfebewe-
gung vorgeschlagen. Soziale Selbsthilfe bietet Chancen für den Einzelnen und die Gesellschaft:
Menschen gelangen aus ihrer isolierten Privatexistenz zu sinnvollen Zielen und aktiver Gemein-
schaft; in der Gesellschaft entwickeln sich allmählich von „unten“ humanere Strukturen. Die
Weiterentwicklung Sozialer Selbsthilfe kann nur gelingen, wenn vorhandene Barrieren und Ein-
wände überwunden werden.

Klaus Schaper: Sozial- und arbeitsmarktpolitische Auswirkungen neuer sozialer Be-
wegungen ,
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/86, S. 19—29

Sowohl die zu erwartende sozialökonomische Entwicklung als auch Prozesse des Wertwandels
befördern den Trend zur individuellen und kollektiven Eigenhilfe. Die „Kostenkrankheit“ sozialer
Dienstleistungen läßt eine weitere staatlich-professionelle Expansion trotz drängender Versor-
gungsengpässe kaum zu. Selbsthilfegruppen sind auch insofern eine wertvolle Ergänzung, weil sie
ein Gegengewicht zur Dominanz der Experten sichern und präventive Orientierungen anstreben.
Eine weitere Verbreitung dieser Gruppen setzt allerdings eine Strukturreform des kommunalen
gesundheitlichen und sozialen Versorgungsnetzes etwa nach Art der Auerbachschen Sozialge-
meinde voraus, in der Partizipationschancen eröffnet und professionelle Zusammenarbeit angebo-
ten werden. Während Selbsthilfegruppen als Hoffnungsträger einer zukünftigen Sozialordnung
gelten können, treten die alternativen ökonomischen Betriebe allenfalls „Trampelpfade“ durch das
Dickicht der Arbeitslosigkeit. Zudem wirken die von Oppenheimer beschriebenen Transforma-
tionsgesetzlichkeiten des marktwirtschaftlich-kapitalistischen Systems auch heute fort, so daß die
erfolgreichen Betriebe unter dem allgemeinen Wettbewerbsdruck ihre gemeinwirtschaftliche
Orientierung gefährden, während die übrigen vielfach unter Selbst- und Fremdausbeutung und
mangelnder sozialer Sicherung zu leiden haben.

Klaus von Beyme: Neue soziale Bewegungen und politische Parteien
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/86, S. 30—39

Neue soziale Bewegungen beanspruchen das Beiwort „neu“ in einigen Punkten zu Recht, in
anderen zu Unrecht. Eine organisationstheoretische Perspektive zeigt, daß die alte Arbeitsteilung
zwischen Bewegungen und Verbänden, die im 19. Jahrhundert vorherrschte, nicht wiederkehren
wird. Intentional soll es bei den neuen sozialen Bewegungen überhaupt keine Arbeitsteilung geben.
De facto stellt sie sich jedoch wieder her.
Eine Gefährdung der Repräsentativverfassung moderner parlamentarischer Demokratie durch die
Forderungen der neuen sozialen Bewegungen, die Autonomie statt Repräsentation anstreben, ist
so wenig als säkularer Trend feststellbar wie die Aushöhlung der Repräsentativverfassung durch
die funktionale Repräsentation im Neokorporatismus, die gelegentlich als zweites Gefährdungs-
moment herausgestellt worden ist. Es läßt sich weder ein stabiles Milieu feststellen, das den neuen
Bewegungen und Parteien neuen Typs einen dauerhaften Vorteil gegenüber dem sozialen Milieu
der alten Parteien bietet, noch läßt sich bisher die lineare Erklärung neuer sozialer Bewegungen
im Sinne alter, fortschrittsgläubiger Stadienlehren erhärten. Die Einbindung in die Themen und
Mechanismen bestehender Gesellschaften ist so groß, daß zu erwarten ist, daß die epochalen
Wandlungen im Sinne der Änderung von Spielregeln und Politikinhalten bei den neuen sozialen
Bewegungen eher geringer sein wird als in den Epochen ideologisch versäulter Bewegungen der
Vergangenheit.


